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Wolfgang Merkel

Demokratie durch Krieg ?
Intervention kann legitim sein –
unter bestimmten Umständen

Eine Angst geht um unter den Diktatoren dieser Welt: die Angst
vor der „demokratischen Intervention“. Serbien, Afghanistan und
Irak – in allen drei Ländern haben menschenverachtende Despo-
ten ihre Macht verloren. Regimewechsel wurden eingeleitet. Das
Ziel ist die Demokratie. Noch ist sie in keinem dieser Länder eta-
bliert, und schon droht die einzig verbliebene Supermacht mit
weiteren Interventionen. Dem Iran soll die Möglichkeit verwehrt
werden, Atomwaffen zu bauen; Syrien soll von Assads Unter-
drückung befreit werden.
Die Drohungen sind ernst zu nehmen. Denn den Taten folgten pro-
grammatische Worte: „Amerika ist eine Nation mit einer Mission.
(…) Unser Ziel ist der demokratische Frieden. (…)Wir wollen die
historische Aufgabe der Demokratie in Afghanistan und Irak voll-
enden, damit diese Nationen den Weg für andere erleuchten kön-
nen.“ So George W. Busch in seiner Rede zur Lage der Nation im
Jahr 2004. Dahinter steht eine von Paul Wolfowitz, Richard Perle
und anderen entwickelte demokratische Dominotheorie. Wandele
sich der Irak zur Demokratie, dann infiziere er die ihn umgeben-
den Autokratien mit dem demokratischen Bazillus, und die auto-
kratischste Region dieser Welt würde sich in eine Region der De-
mokratie und des Friedens wandeln.
Wie realistisch ist eine solche missionarische Erwartung? Was
wissen wir überhaupt über den Zusammenhang von Demokratie
und Krieg? Zunächst einmal dies: Demokratien führen keines-
wegs weniger Kriege als Diktaturen. Die Antwort auf die Frage,
ob Demokratien eher Verteidiger als Angreifer sind, fällt für die
Demokratien nicht schmeichelhafter aus. Der norwegische Frie-
densforscher Johan Galtung hat in diesem Zusammenhang die
Demokratien als besonders „selbstgerecht“ und „kriegerisch“ be-
zeichnet.
Die Kant’sche These, dass Demokratien nicht gegen Demokratien
zu Felde ziehen, hat sich in zahllosen Analysen jedoch als außer-
ordentlich robust erwiesen. Dass der „demokratische Frieden“ nur
ein Artefakt der bipolaren Ost-West-Konfrontation sei, ließ sich
nach 1989 nicht mehr halten. Kriege zwischen Demokratien sind
vielmehr nicht mit deren grundlegenden Wertmustern vereinbar.
In Demokratien stehen zudem mehr institutionelle Kontrollen und
höhere prozedurale Hürden vor dem Kriegseintritt eines Landes
als in autokratischen Regimen. Beide Argumente liefern eine be-
lastbare Begründung für Kants Diktum.
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Kriege als
Geburtshelfer für
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Demokratie-Skala

„Hybride Regime“
Kambodscha,

Nicaragua, Haiti,
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Wir alle kennen die spektakulären Demokratisierungserfolge nach
dem Zweiten Weltkrieg. Die mörderischen Diktaturen des tota-
litären Nationalsozialismus und der Militärs in Japan haben sich
nach der Kriegsniederlage rasch zu stabilen Demokratien gewan-
delt. Dies gilt auch für das autoritäre faschistische Regime Mus-
solinis. Der Fall der griechischen Obristen 1974 nach dem Zy-
pern-Abenteuer und die Niederlage der argentinischen Generäle
im Falklandkrieg bestätigen die These, dass Kriege häufig auch
Geburtshelfer für Demokratien sind.
Auch wenn die Kriege nicht mit dem erklärten Ziel eines demo-
kratischen Regimewandels geführt wurden, war dieser eine fast
zwangsläufige Folge der Kriegsniederlage. Es gibt aber auch Ge-
genbeispiele: Panama 1989, Haiti 1994 oder Bosnien 1995. Im
Kosovo, in Afghanistan oder im Irak ist die Demokratiefrage noch
längst nicht entschieden. Dennoch haben statistische Analysen ge-
zeigt, dass von Demokratien geführte Kriege zu einem weltweiten
Anstieg der Demokratiewerte auf der Autokratie-Demokratie-
Skala führen.
Dies erklärt sich aus folgendem Zusammenhang: Demokratien
tendieren dazu, Kriege zu gewinnen. Diktaturen verlieren nicht
nur meist die Kriege, sondern werden durch Kriegsniederlagen
häufig destabilisiert und in einen demokratischen Regimewechsel
getrieben. Demokratien tauschen bei Kriegsniederlagen nur ihre
Regierungen aus, wechseln aber nicht den Charakter ihres Regi-
mes. So lässt sich statistisch die Aussage belegen, dass von De-
mokratien gegen Autokratien geführte Kriege zu einer weltweiten
Anhebung des Demokratieniveaus beitragen. Berücksichtigt man
zudem die Tatsache, dass Demokratien untereinander keine Krie-
ge führen, löst sich auch das scheinbare Paradox, dass eine an-
fängliche Ausweitung der Kriege mittelfristig zu deren Rückgang
führt.
Dies ist zunächst kein empirisches Argument, das die missionsbe-
reiten und kriegswilligen Neokonservativen Nordamerikas verein-
nahmen könnten. Denn sieht man sich die Demokratisierungsfort-
schritte nach kriegerischen Konflikten näher an, führen sie in den
seltensten Fällen zu stabilen Demokratien wie in Japan, Italien
und Deutschland. Zwar streifen viele der Nachkriegsordnungen
den offen diktatorischen Charakter ab, bleiben aber „hybride Re-
gime“ zwischen Demokratie und Autokratie (Kambodscha, Nica-
ragua, Haiti, Bosnien-Herzegowina). Dieser Unterschied ist kardi-
nal. Er entscheidet nicht selten über Krieg und Frieden. Denn die
Forschung zeigt, dass instabile hybride Regime mit einer um 60
Prozent höheren Wahrscheinlichkeit in Kriege verwickelt werden
als Demokratien und Diktaturen. Die zentrale Aussage von Kants
„demokratischem Frieden“ muss also präzisiert werden: Es sind
reife Demokratien, die nicht gegeneinander in den Krieg ziehen.
Regime, die sich im Wandel befinden, sind dagegen viel häufiger
Objekt und Subjekt kriegerischer Auseinandersetzungen als De-
mokratien und selbst Diktaturen.
Dies hat Konsequenzen. Zum einen wären Interventionen, die nur
darauf zielen, die Diktatoren zu stützen, weder für die Demokra-
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tie noch für den Frieden vielversprechend. Im Gegenteil: hybride
Regime erhöhen die Kriegsgefahr nach innen wie nach außen.
Deshalb sollten die demokratischen Interventionsmächte auch
nach dem Sturz der Diktatur die neue politische Ordnung so lan-
ge stützen, bis diese den Zustand hybrider Regime verlassen hat.
Zum anderen wissen wir, dass regional isolierte Demokratien in
Einzelfällen zwar überleben können (wie zum Beispiel Israel), ih-
re durchschnittliche Lebensdauer aber deutlich geringer ist als die
von Demokratien in Regionen, in denen Nachbarstaaten stabile
Demokratien sind. Die Wellen der Demokratisierung und Auto-
kratisierung in Lateinamerika verdeutlichen dies. Die Chance, mit
dem Irak ein leuchtendes Demokratievorbild in einer tief autokra-
tischen Region zu etablieren, um in einem Domino-Effekt die an-
deren Autokratien zum Einsturz zu bringen, ist zwar nicht völlig
ausgeschlossen, aber nach allem, was wir über erfolgreiche De-
mokratisierungen wissen, sehr unwahrscheinlich.
Damit ist jedoch die Frage, ob demokratische Interventionen ge-
rechtfertigt werden können und politisch klug sind, keineswegs
erledigt. Die Legitimationsbedingungen sind aber anspruchsvoller
gefasst. Kriege allein zur Herstellung demokratischer Verhältnisse
sind nicht zu rechtfertigen. Wer wäre denn im Ernst darauf verfal-
len, 1970 in die Schweiz einzumarschieren, um dort den Frauen
endlich das Recht zu verschaffen, sich ihre Regierenden selbst zu
wählen? Wer könnte denn eine bewaffnete Intervention gegen das
wohlgeordnete autoritäre Regime in Singapur befürworten? Selbst
gegen die rassistischen Regime Südafrikas und Rhodesiens stand
eine Intervention nie zur Debatte. Demokratische Interventionen
können nur dann Legitimität reklamieren, wenn sie als Abschluss
humanitärer Interventionen dienen.
Massaker, ethnische Säuberungen, Staatsterrorismus – ob im
früheren Jugoslawien, im Kaukasus, im Nahen Osten oder in Afri-
ka – begründen eine moralische Pflicht zur bewaffneten Interven-
tion. Dies ist eine der Grundaussagen der modernen Theorie ge-
rechter Kriege. Die Zurückhaltung gegenüber humanitären Inter-
ventionen ist in der politischen Ethik geringer als im internationa-
len Recht, da die äußere Souveränität der Staaten unauflöslich an
die Legitimation des Staates nach innen gekoppelt wird. Nur ein
Staat, der nicht zum hostis populi geworden ist und daher eine
ausreichende innere Legitimation hat, kann auch nach außen volle
Souveränität für sich reklamieren. Aus dieser Abhängigkeit ergibt
sich ein Vorrang des Menschenrechts auf Leben vor dem Rechts-
gut der staatlichen Souveränität. Im Falle von flächendeckenden
Verbrechen gegen die Menschlichkeit gelangt die Güterabwägung
zwischen staatlicher Souveränität und dem Schutz vor Genoziden
zu einem eindeutigen Schluss: im Zweifel für die Intervention.
Dies stellen mittlerweile nur noch hart gesottene Positivisten des
Völkerrechts in Frage.
Nun sind humanitäre Interventionen, die vom UN-Sicherheitsrat
mandatiert sind, natürlich vorzuziehen. Was ist aber, wenn sich
keine multilateralen Lösungen eröffnen oder wenn solche vom
Sicherheitsrat verhindert werden? Was,wenn Frankreich nur Trup-
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pen in symbolischer Stärke nach Ruanda schickt? Was, wenn sich
die Westeuropäer zur Beendigung ethnischer Massaker nicht zu
einem Eingreifen in Ex-Jugoslawien entschließen können? Was,
wenn das menschenrechtsverletzende Mitglied des Sicherheits-
rats, die Volksrepublik China, sein Veto einlegt? Was, wenn UN-
Truppen die Deportation von über 7.000 Männern in der UN-
Schutzzone Srebrenica aus nächster Nähe beobachten, aber nicht
verhindern – und damit am Massenmord durch serbische Milizen
mitschuldig werden? Derjenige, der nicht eingreift, wird sich die
Hände schmutzig machen, gleichgültig, ob er aus politischem Kal-
kül, zynischem Desinteresse oder gesinnungspazifistischer Absti-
nenz nicht handelt.
Humanitäre Interventionen verlangen nach einem anderen Ende
als Verteidigungskriege. Das ius ad bellum muss enger an das ius
post bellum gebunden werden. Dies hat Folgen. Zumal für die
Pflichten derer, die intervenieren, aber auch für die internationale
Gemeinschaft. Denn das Recht zum Kriege, nämlich die Unter-
bindung schwerster Verbrechen gegen die Menschlichkeit, bedarf
zu seiner vollen Rechtfertigung der Ergänzung durch das Recht
nach dem Kriege. Diese Verpflichtung ergibt sich aus der Logik,
dass der Grund der Intervention, also die Menschenrechtsverlet-
zungen, auch nach dem Krieg verhindert werden muss. Dies ge-
schieht am besten, wenn Rechtsstaat und Demokratie etabliert
werden. Es gibt bei humanitären Interventionen eine normativ wie
logisch unlösbare Kopplung des ius ad bellum an das ius post bel-
lum. Humanitäre Interventionen müssen durch demokratische In-
terventionen ergänzt und damit zu ihrem Ende gebracht werden.
Diese Maxime würde vom geltenden Völkerrecht nicht gedeckt
werden. Der Eingriff in die staatliche Souveränität gilt als zu tief.
Siegermächte sollen so schnell wie möglich das Land verlassen.
Das Recht auf politische Selbstbestimmung der besiegten Nation
ist zu achten. Dem kann schwerlich widersprochen werden. Was
aber ist, wenn es eine staatsfähige Nation – wie im Irak – gar nicht
gibt, sondern nur Völker, Ethnien, Religionsgemeinschaften, also
nur Fragmente eines Staatsvolkes, die untereinander zutiefst ver-
feindet sind und ohne die Besatzung durch fremde Truppen rasch
in einen Bürgerkrieg verfielen?
Der offizielle Kriegsgrund der USA, die Massenvernichtungswaf-
fen im Irak, erwies sich als Selbsttäuschung, wenn nicht als argli-
stige Täuschung, wofür vieles spricht. Falls es einen ethisch halt-
baren Grund für den zweiten Irakkrieg gegeben hat, dann den,
dass Saddam Hussein, einem der blutrünstigsten Diktatoren des
ausgehenden 20. Jahrhunderts, in den Arm zu fallen war, um
zukünftige Massaker und Opfer zu vermeiden. 400.000 Bürger
Iraks wurden nach Schätzungen von Amnesty International von
Saddams Regime ermordet: Kurden,Schiiten, politische wie per-
sönliche Feinde. Rund eine Million Tote sind in dem – von den
USA unterstützten – Angriff der Truppen Saddams auf den Iran
Ayatollah Khomeinis zu beklagen. Dies wiegt schwer – schwerer,
als es der verantwortungsscheue Gesinnungspazifismus wahrha-
ben will. Das ius ad bellum bleibt für den Angriff auf den Irak
dennoch umstritten, da Saddam durch das amerikanische und bri-
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tische Luftkontrollregime die Möglichkeit genommen wurde, er-
neut flächendeckende Massaker wie gegen die Kurden und Schi-
iten zu befehlen. Das ius in bello wurde jedoch eindeutig durch die
Form der US-Bombardements mit ihren „Kollateraltötungen“ ver-
letzt. Diese Kritik entbindet aber nicht von der Aufgabe, sich den
ethischen Pflichten nach dem Kriege zu stellen.
Ein frühzeitiger Abzug der Amerikaner, Briten und der symboli-
schen Reste der Kriegskoalition wäre eine Verletzung der Nach-
kriegspflichten der Siegermächte. Der Irak ist ein tief gespaltenes
Land. Kurden misstrauen den Arabern, Schiiten den Sunniten,
Gemäßigte den Radikalen, Klerikale den Säkularen, Anhänger des
Baath-Regimes allen anderen. Die Regimeverbrechen der Vergan-
genheit, die vor allem von Sunniten begangen wurden, prädesti-
nieren nun diese selbst als Revancheziel von Diskriminierung und
Repression. Die Kurden haben längst einen Parastaat gebildet. Al-
le drei fundamentalen Elemente eines Staates sind im heutigen
Irak umstritten: Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsmacht. Die
Durchsetzung des Gewaltmonopols liegt in weiter Ferne. Das
Gleiche gilt für die Nationsbildung; eine irakische Nation als po-
litische Gemeinschaft existiert nicht. Ein zu früher Rückzug der
Amerikaner würde keineswegs einen ungerechten Krieg beenden,
sondern einen nicht hinreichend gerechtfertigten Krieg nur noch
ungerechter machen.
Allerdings bedarf es nach humanitären Interventionen einer neu-
tralen Besatzungsmacht, eines „moralischen Agenten“, wie es der
Philosoph Michael Walzer formuliert. Dieser können die USA
spätestens nach Abu Ghraib nicht mehr sein. Ohne die Stärke und
Einsatzbereitschaft der US-Armee ist aber auch das Ausbrechen
eines möglichen Bürgerkriegs kaum zu vermeiden. Das ist das Di-
lemma der gegenwärtigen Situation.
Die USA sollten deshalb nicht nur die Kosten mit der UNO und
den Europäern teilen, sondern auch die politische und militärische
Macht. Die Europäer ihrerseits dürfen nicht zynisch abseits ste-
hen, sondern müssen auch die (militärischen) Lasten mittragen.
Arabische und islamische Staaten müssen überzeugt werden, beim
multilateralenAufbau desLandes mitzuhelfen.Aus der feindlichen
Okkupation muss eine treuhänderische Besatzung werden. Die le-
gitimierten Repräsentanten der irakischen Bevölkerung müssen
Schritt für Schritt die Verantwortung übernehmen.
Krieg kann zu Demokratie führen, nicht nur in Einzelfällen. De-
mokratische Interventionen sui generis können jedoch nicht legi-
timiert werden. Auch wenn die rechtsstaatliche Demokratie ande-
ren politischen Regimeformen in nahezu jeder Hinsicht überlegen
ist. Wird jedoch aus legitimen humanitären Gründen interveniert,
gebietet die politische Ethik und Klugheit, einen Regimewechsel
hin zu Rechtsstaat und möglichst auch Demokratie zu ermögli-
chen, wenn nicht zu erzwingen.
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